
Mag. DDr. Faust W R E S OUN I G  

Richter des Landesgerichts für Zivil-
rechtssachen Graz 

�2�Z_:_���L_��E!!�!E_�!��_�2L!!L�_ 
Tel. 0316/37 580 

An das 

PRÄSIDIUM DES NATIONALRATES 

Betrifft: Gesetzesbegutach­
tungsverfahren (Justiz ) ; 

Entwurf eines Bezirksgerichts­
Organisationsgesetzes für Wien 

in W i e  n 
=============== 

Das Bundesministerium für Justiz hat vor einiger Zeit 

• -' '·-::':i:::r��e::t.dt er anderen4:i�':"·w . .. 
gerichte in Wien ( BEZIRKSGERICHTS-ORGANISATIONSGESETZ FÜR WIEN ) 
zur allgemeinen Begutachtung ausgesandt. Dieser Entwurf ist auch 

mir zugegangen. Ich habe mich im Hinblick auf meine ehemalige 

Tätigkeit als Referent im Bundesministerium für Justiz und die 

damit verbunden gewesene intensive Befassung mit dem Sachgebiet 

"Gerichtsorganisation" am Begutachtungsverfahren beteiligt und 

innerhalb der am 27 . April 1984 abgelaufenen Begutachtungsfrist 

.1. eine STELLUNGNAHME zu diesem Gesetzesvorhaben abgegeben, welcher 

zwei als Alternative zum Ministerialentwurf präsentierte Gesetzes­

entwürfe als Anlagen A und B angeschlossen sind. 

Mit Beziehung auf die vom Nationalrat anläßlich der 

Beschlußfassung über die Geschäftsordnung gefaßte Entschließung 

beehre ich mich nunmehr, 12 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

zum obgenannten Gesetzesentwurf zu übersenden. Wegen meiner be­

schränkten bürotechnischen Möglichkeiten bin ich allerdings nicht 

in der Lage, die Stellungnahme in der bei der Gesetzesbegutachtung 

erwünschten Anzahl von 22 Exemplaren zur Verfügung zu stellen 

• I. 
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und darf daher auch um Verständnis dafür bitten, daß die als 

integrierender Bestandteil meiner Stellungnahme konzipierten 

Gesetzesentwürfe (An lage A und Anlage B) nur in dreifacher 

Ausfertigung präsentiert werden können und daher bloß den 

ersten drei Exemplaren des Gutachtens angeschlossen sind. 

G r a z ,  am 30. April 1984 

Mit vorzüglicher Hochachtung ! 

BEILAGEN 
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A n 1 a g e A 
------------------

E n t w u r l' 
=============== 

BUNDESGESETZ VOM • • • • • • • • • • • • • • ÜUER DIE ERRICHTUNG 

A. 

DES BEZIRKSGEIUCIlTS DONAUSTADT 

Inhaltsübersicht 
xxxxxxxxxxxxxxxxxx 

ORGANISATION 

(§§ 1 - 3) 

§ 1 - Gericbtsbehörde 

§ 2 - Justizverwaltung 

§ 3 - Gericbtssprengel 

B. ZUSTÄNDIGKEIT 

(§§ 4 und 5) 

§ 4 - Zivilrechtspflege 

§ 5 - Strafrechtspflege 

C. SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN 

(§§ 6 - 9) 

§ 6 - Inkrafttreten 

§ 7 - Übergang von Rechtssachen 

§ 8 - Maßnahmen der Justizverwaltung 

§ 9 - Vollziehung 

0 - 0  - 0 - 0 
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Gesetzestext 
xxxxxxxxxxxxxx 

Der Nationalrat hat beschlossen 

A. 0 R G A N I S A T I O N 

Gerichtsbehörde 

§ 1 .  In Wien wird ein Bezirksgericht errichtet, das 

die Bezeichnung "Bezirksgericht Donaustadt" erhält. 

Justizverwaltung 

§ 2.  Das Bezirksgericht Donaustadt wird dem Landes­

gericht für Zivilrechtssachen Wien unterstellt. 

Gerichtssprengel 

§ 3. Der Sprengel des Bezirksgerichts Donaustadt um­

faßt den II. und den XXII. Wiener Gemeindebezirk. 

B. Z U S T Ä N D I G K E I T 

Zivilrechtspflege 

§ 4. Das Bezirksgericht Donaustadt ist zur Ausübung 

der den Bezirksgerichten übertragenen Gerichtsbarkeit in 

bürgerlichen Rechtssachen sowie zur Ausübung der den Bezirks­

gerichten nach § 1 7 der Exekutionsordnung übertragenen Ge­

richtsbarkeit zuständig, soweit hierzu nicht das Bezirksge­

richt für Handelssachen Wien, das Exekutionsgericht lHen, 

das Bezirksgericht Innere Stadt Wien oder der Jugendgerichts­

hof Wien berufen sind. 

b ) 
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Strafrechtspflege 

§ 5. Das Bezirksgericht Donaustadt ist auch zur Aus­

übung der den Bezirksgerichten übertragenen Gerichtsbarkeit 

in Strafsachen (§ 9 Ahs. 1 der Strafprozeßordnung 1975) zu­

ständig, soweit hierzu nicht der Jugendgerichtshof Wien be­

rufen ist. 

c. S C H L U S S U N D  U B E R -

G A N G S B E S T I M  M U N G E N  

Inkrafttreten 

§ 6. Dieses Bundesgesetz tritt - soweit sich aus den 

§ §  7 und 8 nicht anderes ergibt-mit dem 1. Jänner 1986 in 

Kraft. 

übergang von Rechtssachen 

§ 7. (1) Die vor dem Ablauf des 31. Dezember 1985 bei 

einem Bezirksgericht in Wien anhängig gewordenen Rechtssachen, 

für die nach diesem Zeitpunkt auf Grund der § §  4 und 5 in Ver­

bindung mit dem § 3 das Bezirksgericht Donaustadt zuständig 

wäre, verbleiben jeweils bei demjenigen Bezirksgericht, bei 

dem sie am 31. Dezember 1985 anhängig sind. 

(2) Der Abs. 1 gilt auch für Entscheidungen und Verfü­

gungen, die nach der rechtskräftigen Beendigung dieser Ver­

fahren - etwa auch infolge einer Nichtigkeits- oder Wieder­

aufnahmsklage oder eines Wiederaufnahmsantrags-zu treffen sind. 

(3) Abweichend vom Abs. 1 gelten nachstehende Sonder­

vorschriften: 

1. für die Zivilrechtspflege: 

a ) Die am 31. Dezember 1985 bei einem hierfür 

zuständigen Bezirksgericht in Wien anhängigen Exekutionsver­

fahren - einschließlich zwangsweiser Pfandrechtsbegründungen -

sind nach diesem Zeitpunkt innerhalb angemessener Frist in 

sinngemäßer Anwendung des § 44 der Jurisdiktionsnorm an das 

c ) 

12/SN-61/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 13 von 29

www.parlament.gv.at



1 1 

Bezirksgericht Donaustadt zu überweisen, wenn dieses auf 

Grund des § 4 in Verbindung mit dem § 3 hierfür zuständig 

wäre. 

b) Für die am 31. Dezember 1985 bei einem 

hierfür zuständigen Bezirksgericht in Wien anhängigen 

Vormundschafts- und Pflegschaftsverfahren gilt der Buch­

stabe a mit der Maßgabe, daß die bisherige Zuständigkeit 

bis zur rechtskräftigen Erledigung aller vor dem 1. Jänner 

1986 bei Gericht eingelangten Anträge bestehen bleibt und 

die Überweisung an dasjenige Bezirksgericht zu erfolgen 

hat, das ab diesem Zeitpunkt hierfür nach dem § 7, dem 

§ 10 Abs. 2 in Verbindung mit dem § 1 Z. 1 bis 9 und dem 

§ J Abs. 1 des Dezirksgerichtsgesetzes für Wien und Graz, 

EGBl. Nr • • • •  / • •  beziehungsweise nach den §§ 1, J und 4 

dieses Bundesgesetzes örtlich zuständig wäre. 

2. für die Strafrechtspflege: 

Wird ein vom Strafbezirksgericht Wien oder 

vom Bezirksgericht Floridsdorf rechtskräftig beendetes 

Strafverfahren nach dem 1. Jänner 1986 erneuert (§§ 292, 

359 und l�77 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 1975) , so rich­

tet sich die Zuständigkeit für dieses Verfahren nach dem 

d) 

§ 5 in Verbindung mit dem § 2 dieses Bundesgesetzes beziehungs­

Heise nach den §§ 13 und ll� in Verbindung mit dem § 1 Z. 7 und 12 

und dem § J Abs. 1 und 4 des Bezirksgerichtsgesetzes für 

Wien und Graz, EGBl. Nr • • • • •  / • • •  

Maßnahmen der Justizverwaltung 

§ 8. (1) Organisatorische und personelle Maßnahmen, 

die auf Grund der Errichtung des Bezirksgerichts Donaustadt 

und der damit verbundenen Änderungen des Wirkungsbereiches 

anderer Bezirksgerichte in Wien erforderlich sind, können be­

reits von dem der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden 

Tag an getroffen, dürfen aber erst mit dem im § 6 genannten 

Zeitpunkt in Wirksamkeit gesetzt werden. 

(2) Richter, die am 1. Februar 1985 beim Bezirksge­

richt Innere Stadt \Yien, beim Bezirksgericht Floridsdorf , 

12/SN-61/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)14 von 29

www.parlament.gv.at



12 

beim Exekutionsgericht Wion oder beim Stra�bezirksgericht 

Wien ernannt sind und zu diesem Zeitpunkt die Gehaltsstu�e 5 

noch nicht errecht haben, sind mit Wirkung vom 1. Jänner 

1986 ohne die sonst vorgeschriebenen Förmlichkeiten - jedoch 

nach vorheriger Einholung von Gutachten der Personalsenate 

des Landesgerichts �ür Zivilrechtssachen Wien und des Ober­

landesgerichts Wien - zum Bezirksgericht Donaustadt zu Ver­

setzen, soweit es im Zusammenhang mit der Errichtung dieses 

Gerichtes nötig ist und es an geeigneten Bewerbern mangelt. 

(3) Der Abs. 2 ist mit Ausnahme der Einschaltung 

der Personalsenate auch au� die nichtrichterlichen Bundes­

angestellten der dort genannten Gerichte ohne Bedachtnahme 

au� die besoldungsrechtliche Stellung mit der Maßgabe sinn­

gemäß anzuwenden, daß die Errichtung des Bezirksgerichts 

Donaustadt zu gelten hat 

1. �ür die bei den vorerwähnten Gerichten 

ernannten Beamten als wichtiges dienstliches Interesse im 

Sinn des § 38 Abse 1 erster Satz des Beamten-Dienstrechts­

gesetzes 1979, 

2. �ür die bei den vorerwähnten Gerichten 

au�genommenen Vertrags bediensteten als Voraussetzung �ür 

eine Vorgangsweise nach § 6 erster Satz des Vertragsbe­

dienstetengesetzes 1948. 

Vollziehung 

§ 9. :Hit der Vollziehung diesüs Bundesgesetzes ist 

der Bundesminister für Justiz betraut. 

0 - 0  - 0 - 0 - 0 - 0 

e ) 
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A n 1 a 9 e B 

13 

BEZIRKSGERICH TSGESET Z FÜR WIE N U ND GRA Z  
====�==================================== 

Inhaltsübersicht 

I. GERICH TSVERFASSU NG 

(§§ 1 - 6) 

A. §§�!E��g�E!S�1�_!Q_�!�Q 
(§§ 1 - 3) 
§ 1 Gerichte 
§ 2 Justizvprwaltung 
§ 3 Gerichtssprengel 

B. §�!!E����E!S���_!Q_�E�� 
(§§ 3 - 6) 
§ 4 G,erichte 
§ 5 Justizverwaltung 
§ 6 G,erichtssprengel 

11. ZUS TÄ NDIGKEIT 

(§§ 7 - 1 G) 

A. �!�!�E�s�!�ef��g� 
(§§ 7 - 12) 

1) Bundeshauptstadt Wien (§§ 7 - 10) 
§ 7 - aezirksgericht Innere Stad� Wien 
§ 8 - Bezirksgericht für Handelssachen Wie� 
§ 9 � Exekutionsgericht Wien 

§ 10 - Sonstige Zuständigkeitsvorschriften 

2) Landeshauptstadt Graz (§§ 11 und 12) 
§- 11 - BBzirksgericht für Livilr8chtssachen Graz 
§ 12 - Jugendgericht Graz 

B. ��E�fE�S���ef���� 
(§§ 13 - 16) 
1) aundeshauptstadt Wien (§§ 13 und 14) 

§ 13 - Strafbezirksgericht Wie�, 
§ 14 - Weitere aezirksgerichte 

2) La nd e s hau p t s ta d t G ra z- (§ § 1 5 und 1 6) 
§ 15 - Strafbezirksgericht Graz, 
§ 16 - Jugendgericht Graz 

./ . 
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111. SCHLUSS - UND ÜBE RGANG SBEST IMMUNGEN 

(§§ 17 - 23) 

A. Modifikation von Rechtsvorschriften 
-----------------------------------

(§§ 17 - 20) 

§ 17 - Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

I 
1 8  -

�nderung der Jurisdiktionsnorm 
19 - Transformation in Gesetzesrecht 

. 20 - Aufhebung von Rechtsvorschriften 

B. ���b����E������!�_���_������� 
(§§ 21 - 23) 

§ 

� 
21 - lnkrafttreten, 
22 -

Übergangs regelung 
23 - Vollziehung 

o - 0 - 0 - 0 
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A n 1 a 9 e B, 

14 

E n t w u r f 
================= 

BUNDESGESETZ VOM • • • • • • • • • • • • •  ÜBER DIE ORGANISATION, 

UND DIE ZUSTÄNDIGKEIT DER BEZIRKSGERICHTE IN WIEN 

UND IN, GRAZ. 

(Bazirksgerichtsgesetz fUr Wien und Graz) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

I. � E R ICH T S V E R  F A S S  U N G 

mmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmm 

A. BEZIRKSGERICHTE IN WIEN 
------------------------------

Gerichte 

§ 1. In der Bundeshauptstadt Wien bestehen fol­

gende Bezirksgetichte: 

1 • das aezirksgericht Innere Stadt Wien, 

2. das Bezirksgericht Fa\JJoriten, 

3. das B.ezirksgerlcht Hietzing, 

4. das Bezirksgericnt FUnfhaus, 

5.  das Bezirksgericht r.Lernals, 

6. das Bezirksgericht DÖbling, 
7 .  das Bezirksgericht Donaustadt, 

8 .  das Bezirksgericht floridsdorf, 

9.  das 8ezirksgericht Liesi nq, 

10. das Be zi rksge richt fUr hlandelssachen 
Wien, 

11. das Bezirksgericht fUr Exekutionssachen 
Wlen (Exekutionsgericht Wien) , 

12. das Bezirksgericht fUr Strafsachen Wien 
(Strafbezirksgericht Wlen) . 
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J ustJ. zverwal tung 

§ 2. (1) Die im § 1 l. 1 bis 9 genannten Bezirks­

gerichte werden dem Landesgericht für Livilrechtssachen Wien 

unterstellt. 

(2) Das 8ezirksgericht für f;landelssach.en Wien 

wi rd dem f;l.andelsgericllt Wien unterstell t. 

(3) Das Exekutionsgericht Wien wird dem Landes­

gericht für Zivilrechtssachen Wien unterstellt. 

(4) Das Strafbezirksgericht Wien wird dem Landes­

gericht für Strafsachen Wien unterstellt. 

Gerichtssprengel 

§ 3. (1) Es umfaßt der Sprengel 

des B.e zi rksge n.ch ts die Wiener Gemeindebezirke 

Innere Stadt WIen I und 111 b�s IX 
--

Favoriten X und XI 

f;lietzing XIII und XIV 
._---�---. __ ._�--�-_. .. ... 

fünfhaus XII und XV 
---_._-------_ .... 

Hernals XVI und XVII 

Döbling XVIII und XIX 

Donaustadt .. 11 und XXII 

Floridsdorf XX und XXI 

Liesing XXIII 

(2) Der Sprengel des aezirksgerichts für Nandels­

sachen Wien umfaßt das Gebiet der Bundeshauptstadt Wien. 

(3) Der Sprengel des Exekut10nsgerichts Wien 

deckt sich jeweils mit dem Sprengel des B.ezirksgerichts 

Innere Stadt Wien. 

(4) Der Sprengel des Strafbezirksgerichts Wien 

umfaßt die Wiener Gemeindebezirke I und 111 bis XIX. 
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B. BEZIRKSGERICHTE IN GRAZ 

Gerichte 

§ 4. In der LandeshauptstadL Graz bestehen folgen­

de Bezirksgerichte: 

1. das Bezirksgericht fUr Zivilrechts­
sachen Graz, 

2. das aezirksgerlcht fUr Strafsachen Graz 
( S t I' a f b e z i I' k s ger i eh t G.r a z.) , 

3. das Bezirksgericht fUr Ju�endsachen Graz 
(Jugendgericht Graz) . 

Justizverwaltung 

§ 5. (1) Das �ezirksgerlcht fUr Zivilrechtssachen 

Graz wird dem Landesgericht fUr Zivilrec.htssachen Graz. unter­

stellt. 

(2) Das Strafbezirksgericnt Graz wird dem Landes­

ger ich t f Ur S t I' a f s ach e n G.r a z u n tel' s tell t • 

(3) Das Jugendgericht .. Graz wird dem Landesgericht 

fUr Zivilrechtssachen Graz unterstellt. 

Gerlchtssprengel 

§ 6. (1) Der Sprengel des Bezirksgerichts fUr 

Zivil rechtssachen Gia z umfa ßt das von de n Sp rengeln. de I' 

Bezirksgerichte Feldbach, Frohnleiten, Gleisdorf, Stainz, 

Voitsberg, Weiz und Wildon-umschlossene Gebiet. 

(2) Der Sprengel des StrafbEzirksgerichts Graz 

deckt sich jeweils mit dem Sprengel des Bezirksgerichts 

fUr Zivilrechtssachen Graz. 

(3) Der Sprengel des Jugendgerichts Graz deckt 

sich jeweils mit dem Sprengel des Bezirksgerichts fUr Zi­

vilrechtssachen Graz. 

c ) 
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11. Z U S T Ä N D I G K E I T 

mmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmm 

A. ZIV IL RECH TSPFL EGE 

1. ) Bundeshauptstadt Wien 
=========================== 

Bezirksgericht Innere Stadt Wien 

§ 7.  Das Be z i rksger �cht. I nne re Stad t Wi e n i s t_ z ur Aus­

übung der den Bezirksgerichten übertragenen Gerichtsbarkeit 

in bürgerlichen Rechtssachen zuständig , soweit hierzu nicht 

das Bezirksgericht für Handelssachen Wien, das Exekutionsge­

richt Wien oder der Jugendgerichtshof Wien berufen sind. 

Bezirksgericht für �andelssachen Wien 

d ) 

§ 8. Das Bezirksgericht für Handelssachen Wien ist zur 

Ausübung der GBr�chtsbarkeit in den im § 52 der Jurisdiktions­

norm umschriebenen Rechtsstreitigkeiten zuständig. 

Exekutionsgericht Wien 

§ 9 .  (1) Das Exekutionsgerlcht W�en ist zur Ausübung der 

den Bezirksgerichten nach § 17 der Exekutionsordnung über­

tragenen Gerichtsbarkeit in Exekutionssachen zuständig, 

soweit im folgenden nicht anderes bestimmt wird. 

(2) Das Exekutionsgericht Wien ist überdies zuständig 

zur Ausübung der GErichtsbarkeit in allen Angelegenheiten des 

Exekutionsverfahrens und der Exekution zur Sicherstellung nach 

§ 18 Z. 3 und 4 der Exekutlonsordnung, wenn sich der für die 

örtli.che Luständigkei t maßgebliche Tatbestand in den Wiener 

Gemeindebezirken X b�s X IX ereignet hat. 

(3) Soweit im § 10 Abs. 5 nicht anderes bestimmt 

wird, erstxeckt sieh die Zuständigkeit des Exekutionsgerichts 
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Wien nicht auf Angelegenheiten des Exekutionsverfahrens 

und der Exekution zur Sicherstellung nach § 18 Z. 1 und 2 

und nach § 19 der Exekutionsordnung, soweit diese betreffen 

1. die Exekution auf ein in einem öffentlichen 

Buch eingetragenes unbewegliches Gut. durch 

a ) zwangsweise Pfandrechtsbegründung und/oder 

b ) bücherliche Vormerkung des Pfandrechtes 

sowie 
2. die Exekution auf bücherlich eingetragene 

Rechte an einem in der Z. 1 genannten Gut. 

Sonstige ZuständiQkeitsvorschrlften 

§ 10. (1) Das Bezirksgericht Innere Stadt Wien is� 

über den im § 7 umschriebenen Wirkungsbereich hinaus auch 

noch zuständig 

1. als Rechtshilfegericht für die Wiener 

GemeindebEzirke X blS XIX, 

2. in allen zivilgerichtlichen Angelegen­

heiten, die nach gesetzlicher Vorschrift. dem Bezirksgericht 

am Sitz eines Gerichtshofs erster Instanz in Wien zugewiesen 

sind, für den Sprengel des betreffenden Gerlchtshofs, 

3� zur Anlegung und FÜhrung der öffentlichen 

ßücher nach Maßgabe des § 118 der Jutisdiktio�snorm, und 

zwar 
a ) im Rahmen des § 118 Abs. 2 ßuchst. g 

der J"urisdiktionsnorm hinsichtlich der Bergtillcher, soweit 

das Berg�erkseigentum ganz oder mit seinen Hauptbestandteilen 

in Wien, in Niederösterreich oder im ßurgenland liegt, 

b ) im Rahmen de� § 118 Z. 3 der Juris­

diktionsnorm hinsichtlich des Eisenbahnbuches, soweit dieses 

nach den am 12. März 1938 in Geltung gestandenen Vorschriften 

vom Landesgericht für Zivilrechtssachen Wien zu führen 

gewesen ist. 

e ) 
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(2) Die Bezirksgerichte Favoriten, Hietzing, FUnf­

haus, Herna15. und Döbling sind Jeweils zur AusUbung der den 

Bezirksgerichten Ubertragenen Gerichtsbarkeit in bUrgerlichen 

Rechtssachen zuständig, soweit hierzu nicht das Bezirksgericht 

Innere Stad� Wien, das Bezirksgericht fUr Handelssachen Wien, 

das Exekutionsgerlcht Wien oder der Jugendgerichtshof Wien 

berufen sind. 

(3) Die Bszirksgericnte Donaustadt, Floridsdorf und 

Liesing sind jeweils zur AusUbung der den Bezirksgerichten 

Ubertragenen Gerlchtsbarkeit in bUrgerlichen Rechtssachem, 

zuständig, soweit hierzu nicht das Bezirksgerich� fUr Handels­

sachen Wien oder der Jugendgerichtshof berufen sind. 

(4) Das Bezirksgericht Floridsdorf ist in Rechts­

sachen nach dem Anerb.engesetz, BGB1. Nr. 106/195B, in der je­

weils geltenden Fassung, naeh dOffi Qundosgocotz �G�l. �r. Q5!1g47 
sowie in Land- und Fischereipachtsachen auch dann zuständig, 

wenn sich der fUr die örtliche Zuständigkeit maßgebliche Tat­

bestand in den Wiener Gemeindebezirken I bis XX ereignet hat. 

(,5) Exekutionen nach § 349 der Exekutionsordnung 

sind in Wien jeweils von dem Bezirksgericht durchzufUhren, 

in dessen Sprengel der Bestandgegenstand liegt oder die erste 

Exekutionshandlung vorzunehmen ist. 

2. ) Landeshauptstadt Graz 
=========================== 

Bezirksgericht fUr Zivilrechtssa�hen Graz 

§ 11. (1) Das Bezirksgericht fUr Zivilrechtssachen Graz 

ist zur AusUbwig de r den Bezi rksge richten Ubert rage nen Ge rl cht s­

barkeit in bUrgerlichen Rechtssachen zuständig, soweit hierzu 

nicht das Jugendgericht Graz berufen ist� 

(2) Das Bezirksgericht fUr Zivilrechtssachen Graz ist 

Uberdies zur Anlegung und FUhrung der öffentlichen BUcher 

nach Maßgabe des § 11B der"Jurisdiktionsnorm zuständig. 
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Jugendgericht Graz 

§ 12. Die sachliche Zuständigkeit des Jugendgerichts 

Graz zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in bürgerlichen Rechts­

sachen ergibt sich aus § 23 Abs. 1 L. 1 des Jugendgerichts­

gesetzes 1961. 

B. STRAFRECH T SPFLEGE 

1. ) Bundeshauptstadt Wien 
=========================== 

Strafbezirksgericht Wien 

§ 13. D.as Straf.bezirksgericht Wien ist zur Ausübung 

der den Bezirksg�richten übertragenen Gerichtsbarkeit in Straf­

sachen (§ 9 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 1975) zuständig, 

soweit hierzu nicht der Jugendgerichtshof Wien berufen ist. 

Weitere Bezirksgerichte 

§ 14. Die Bezirksgerichte Donaustadt, Flor�dsdorf 

und Liesing sind auch zur Ausübung der den Bezirksgerlchten 

übertragenen Gerichtsbarkeit in Strafsachen (§ 9 Abs. 1 der 

Strafprozeßordnung 1975) zuständig, soweit hierzu nicht der 

Jugendgerichtshof Wien berufen ist. 

2. ) Landeshauptstadt G�az 
===�=�===================== 

Strafbezirksgericht Graz 

§ 15. Das StrafbeLirksgericht Graz ist zur Ausübung 

der den Bezirksgerichten übertragenen Gerichtsbarkeit in Straf­

sachen (§ 9 Abs. 1 der Strafprozeßordnung 1975) zuständig, 

soweit hierzu nicht das Jugendgericht Graz berufen ist1 

g ) 
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Jugendgericht Graz 

§ 16. Die sachliche Zust�ndigkeit des Jugendgerlchts 

Graz zur Ausübung der Gerichtsbarkeit in, Strafsachen ergibt 

sich aus § 23 Abs. 1 Z. 2 des lugendgerichtsgesetzes 1961. 

III. S C H L U S S UN D Ü B E  R 

mmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmm 

G A N G S B E S T I M M U N G E N  
-mmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmmm 

A. MOD I FI KA TION. VON, RECHT SV ORSCH RI FT EN 
----------------------------------------. . . . . 

Änderung des Jugendgerichtsgesetzes 

§ 17. Das Jugendgerichtsgesetz 1961, BGBl. Nr. 27 8, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 403/1977, 

wird wie folgt geändert: 

1. Im § 23 Abs. 1 hat an die Stelle der 

bei den ersten Sätze'folgender Satz zu treten: 

" 0 a s J u gen d ger ich t G.r a z ist be ruf e n: " 

2. Der § 23 Abs. 2 hat zu lauten: 

"Zur Ausübung der Gerlchtsbarkeit zweiter In­

stanz mit Beziehung auf das Jugendgericht Graz sind 

berufen: 

1. das Landesgericht für Strafsache n Graz 

in den dem Jugendgericht Graz übertragenen Strafsachen 

mlt Einschluß der den Strafgerichten obliegenden vor­

mundschaftsbehördlichen Geschäfte, 

2. das Landesgericht für Zivilrechtssachen 

Graz in den übrigen dem Jugendgericht Graz übertragenen 

Angelegenheiten der Rechtspflege. " 
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Änderung der Jur�sdiktionsnorm 

§ 18. Die lurisdiktionsnorm, RGRl. Nr. 111/1895, 

zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 135/1983, 

wird wie folgt geändert: 

1. Der Abs. 2 des § 2 hat zu lauten: 

"Inwiefern an Orten, in denen ein selbstän­

diges Handelsgericht besteht, zur AusUbung der Ge­

richtsbarkeit in Handelssachen auch besondere Be­

zirksgerichte fUr H andelssachen errichtet werden, 

bestimmen die auf dem Gebiet der Gerichtsorgani­

sation erlassenen Vorschriften. " 

2. Der Abs. 4 des § 37 wird aufgehoben. 

3. Im Abs. 3 der Anlage wird nach dem Wort 

"Döblingtl das Wort "Donaustadt" eingefUgt. 

Transformation in Gssetzesrecht 

§ 19. Nachstehende Verordnungen werden rUckwirkend 

als Bundesgesetze in Geltung gesetz�: 

1. die Verordnung der Rundesregierung und des 

Bundesministeriums für Justiz vom 28. 1uli 1954, BGBl. Nr.. 200, 

Uber die Bezirksgericht� in der Stadt Wien und in einzelnen Ge­

bieten des Rundeslandes Niederösterreich 

a ) mit Wirkung vom 1. September 1954 

aa ) hinsichtlich des Abschnittes I (§ 1) , 

soweit dieser einem in Wien gelegenen Bezirksgericht 

zugewiesene Gebiete oder Geb�etsteile betrifft; 

bb) hinsichtlich des Abschnittes II (§ § 2 

b�s 8) mit Ausnahme des § 3 und der ursprUnglichen 

Fassung des § 4; 

b) mit Wirkung vo� 1. Jänner 1955 

hinsichtlich des § 3 und der ursprUng� 

lichen Fassung des § 4� 

c ) mit Wirkung vom 1. Mai 1956 

hinsichtlich der durch den § 1 der Ver­

ordnung des Bundesministeriums fUr Justiz vom 
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5. April 1956" BGB1. NI. 7 8,verfügten Änderungen, 

und zwar 
aa) der Q8änderten Fassung des § 4 Abs. 1 , , 

de=; § 5 BOWle des § 6 Z • 3, 1.. 5 und l.- 8, 
bb) der Aufhebung des § 7;  

2. m.it Wirkung vom 1. M.ai 1956 die Verordnung 

der Burdesregierung vom 5. April 1950, B,GB1. N,r. 77, mit der 

Sp re noel von Be zi rksge richten in der Stadt.. Wi en geänder-: we r.den, 

hinsichtlich der darin verfügten Änderungen de� Sprenqel der Be­

zirksgerichte Innere Stadt- Wien, Fa\l1Jriten, Hietzing, Dötüing, 

Floridsdorf und Liesingß 

Aufhebung v.on. Rechtsvorschriften 

§ 20. (.1) Folgende Rec.htsvorsc:.hriften 1.iJ8rden 

aufgehoben: 

1. der § 23 dpr Exekutionsordnung, 

RGB1. NI'. 79/1896; 

2. die vom Bundesminister für Justiz 

erlassenen Teile (§§ 2 bis 8) der Verordnung der B�ndesre­

gierung und des fiLundesministeriums für Justiz. vom 28. Juli 

1954, BGBl. N,r. 200, über die Bezirksgerichte in der Stadt 

Wien und in einzelnen Gebieten des Bundeslandes Niederöster­

reich in der Fassung der Verordnung BGBI. NI'. 7 8/1956; 

3. die Verordnung des Justizministeriums 

vom 8. Oktober 1894, RGB1. NI'. 200, betreffend die Errichtung 

eines städtisch delegierten Bezirksgerichts für Strafsachen 

i n G I' a z in S t eie I' maI' k, so we i t. sie als B,u n des g e s e t.z in Gel tun g 

steht; 

4. der Abs. 2 des § 1 des Bundesgesetzes 

vom 23. Mai 1962, BGBl. NI. 140, über die Errichtung eines Be­

zirksgerichtes für Zivilrechtssachen Graz. 

(2) Dem BundesministEr für Justiz wird aufgetragen, 

die Aufhebung des § 14 der Verordnung der Bundesregierung vom 

12. Jänner 1971, BGB1. NI. 32, über die Sprengel der in Steier-

J ) 
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mark gelegenen Bezirksgerichte unter Bedachtnahme auf die 

besonderen Vorschriften des § 8 Abs. 5 lit. d des Übergangs­

gesetzes vom 1. Oktober 1920 in der Fassung des aGBI. Nr. 368 

vom Jahre 1925 in die Wege zu leiten. 

B. RECH TSWIRKSAMKEIT UND VOLLZUG 

10krafttreten 

§ 21. (1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit sich aus 

Abs. 2 nicht anderes ergibt, mit 1. länner 1985 in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft 

1. mit 1. August 1962 

der § 5 Abs. 1, der § 6 Abs. 1 und der § 11; 

2. mit 1. Jänner 1986 diejenigen Bestimmungen, 

k) 

die den Bestand des durch 'ein besonderes Bundesgesetz zu errich­

tenden Bezirksgerichts Donaustadt betreffen oder daran anknüpfen, 

insbesondere 
a ) § 1 Z. 7, 

b ) § 2 Abs. 1, soweit er sich auf das Bezirks­

gericht Donaustadt bezieht, 

c ) § 3 Abs. 1 hinsichtlich der Umschreib,ung 

der Sprengel der Bezirksgerichte Innere Stadt Wien, 

Donaustadt und Floridsdorf, 

d ) § 3 Abs. 3 und 4 hinsichtlich der sich 

daraus ergebenden Ausgliederung des 11. Wiener Gemein­

debezirkes aus dem Sprengel des Bezirksgerichts Innere 

Stadt Wien und dem Sprengel des Strafbezirksgerichts Wien, 

e) § 10 Abs. 1 Z. 1 hinsichtlich des Wegfalls 

der Luständigkeit des BeZirksgerichts Innere Stadt 

Wien als Rechtshilfegerich� für den Bereich des 11. 
Wiener Gemeindebezirkes, 

f ) § 10 Abs. 3, soweit er sich auf das Bezirks­

gericht Donaustad� �ezieht, 

f) § 10 Abs. 3 und § 14, soweit sich diese Be­

stimmungen auf das Bezirksgericht Donaustadt beziehen, 

g) § 18 l. 3 • 
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Übergangsregelung 

§ 22. Bis zum Inkrafttreten des Bundesgesetzes 

über die Errichtung des Bezirksgerichts Donaustadt bleibt 

der Abschnit� 11 (§§ 2 bis 8) der Verordnung der Bundesre­

gierung und des Bundesministeri.ums für Justiz vom 28. Juli 

1954, BGB1. Nr. 200, über die Bezirksgerichte in der Stadt 

Wien und in einzelnen Gebieten des Bundeslandes Nieder�ste�­

reich in der fassung der Verordnung des B,undesministeriums 

für Justiz vom 5. April 1956, BßB1. Nr. 7 8 ,  auch nach dem 

Ablauf des 31. Dezember 1984 insoweit als Bundesgesetz in 

Geltung, als darin die Sprengel der Bezirksgerichte Innere 

Stadt Wien und Floridsdorf sowie des Exekutionsgerichts 

Wien und des Strafbezirksgerichts Wien umschrieben werden 

und die �rtliche l.uständigkeit dieser Bezirksgerichte mit 

Beziehung auf den 11. und den X X I I. Wiener Gemeindebezirk 

festgelegt ist. 

Voll ziehung 

§ 23. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes 

ist der Bundesminister für Justiz betraut. 

o - 0 - 0 - 0 - 0 

1 )  
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